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>ei Antritt des mir durch das ehrenvolle Vertrauen 
meiner Collegen für das bevorstehende Universitätsjahr über- 
tragenen Rektoramtes liegt mir, der akademischen Sitte ge- 
mäss, die willkommene Pflicht ob, einen dem Kreis meiner 
Lehrfächer angehörigen Gegenstand in mündlichem Vortrage 
zu ^behandeln. 

Gestatten Sie mir, das Thema einem Rechtstheile zu 
entnehmen, welcher allerdings der Anwendung durch die 
gewöhnlichen Organe der Rechtsprechung ferner liegt und 
dem nicht selten sogar die positivrechtliche Natur völlig ab- 
gesprochen worden ist, welchem aber doch andererseits eine 
überaus weitreichende practische Bedeutung zukommt und 
der auch theoretisch gerade durch die Unvollkommenheiten 
seiner Quellen und seiner Realisirung dazu beitragen kann, 
Begriff und Wesen des Rechtes klarzustellen. Das Völker- 
recht ist, nach einem Ausdrucke Heffter's, das frei es te 
Recht; durch dasselbe werden die gegenseitigen Verhältnisse 
unabhängiger Staaten normirt; so kann es nicht entstehen 
durch Satzung einer gesetzgebenden Gewalt, so entbehrt es 
— wenigstens unmittelbar — des Schutzes durch eine richterliche 
Gewalt. Dennoch hat sich in der Neuzeit allmählich ein Complex 
zahlreicher Normen gebildet, welche von den Staaten gegen- 
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einander beobachtet werden, und denen der Charakter von 
Rechtssätzen nicht bestritten werden sollte. Ihre Quellen 
sind Gewohnheitsrecht und Vertrag; aufrechterhalten 
werden sie bei einem Streit der Parteien und wenn eine güt- 
liche Beilegung nicht zu Stande kommt, durch Selb st hülfe. 
Im Alterthum und im Mittelalter finden sich nur schwache 
Ansätze eines Völkerrechts, weil die wesentliche Voraus- 
setzung jeder völkerrechtlichen Ordnung — das Neben- 
einanderbestehen einer Mehrzahl von einer höheren Gewalt 
unabhängiger und einander principiell als gleichberechtigt 
anerkennender Staaten — fehlte; denn die antiken Völker 
wurden in ihrem gegenseitigen Verhalten ganz überwiegend 
von dem Gesichtspunkt der Alleinberechtigung, beziehungs- 
weise dem Streben nach Herrschaft geleitet, während im 
Mittelalter, mehr noch als die Neigung zu Gewalttätig- 
keit und der Mangel einer starken und durchgreifenden Staats- 
macht, die Anschauung, dass die ganze Christenheit ein 
grosses Gemeinwesen unter einheitlichem Haupte auch für 
die weltlichen Angelegenheiten bilde, der Entstehung einer 
völkerrechtlichen Gemeinschaft entgegenstand« Erst als seit 
dem Ausgang des Mittelalters die Idee des heiligen Reiches 
ihre Kraft verlor, als die modernen Nationalstaaten 
sich bildeten und wie sie innerlich sich consolidirten, so nach 
aussen ihre Unabhängigkeit eifrig wahrten, waren die Grund- 
lagen für das moderne Völkerrecht gegeben. In dem Zeit- 
alter der Reformation hauptsächlich durch die Wissen- 
schaft auf naturrechtlicher Basis zur Ausprägung gebracht, 
gewann es wachsende practische Geltung insbesondere 
seitdem der westphälische Friede ein gleichberechtigtes 
Nebeneinanderbestehen von Staaten auch verschiedener christ- 
licher Confession anerkannt hatte. Die rücksichtslose Politik 
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der Vergrösserung und Ausbeutung, von welcher während 
der Zeit der Herrschaft des Absolutismus die Staaten sich 
bestimmen Hessen, war allerdings der Bethätigung und Ent- 
Wickelung des Völkerrechts ungünstig, wenn auch nament- 
lich am achtzehnten Jahrhundert die gegenseitigen friedlichen 
Beziehungen der Völker und Staaten sich mehrten* Die 
Zeit der napoleonischen Uebermacht brachte nicht nur — 
wie schon die Revolutionskriege — äusserste Missachtung 
der Sätze des geltenden Völkerrechts, sondern bedrohte auch 
dessen Fortbestehen in der Wurzel durch den Versuch der 
Begründung einer Universalmonarchie, Mit der Wiederher- 
stellung des politischen Gleichgewichts durch die allerdings 
vielfach willkürlichen Gebietsbestimmungen des Wiener 
Congresses ging Hand in Hand das besonders in der 
heiligen Allianz und auf dem Aachener Congress hervor- 
tretende Bestreben, dem Völkerrecht wieder praktische Geltung 
zu sichern, Die Einmischung der festländischen Grossmächte 
in die Verfassungsverhältnisse der schwächeren Staaten 
während der Zeit der Restauration war allerdings mit dem 
völkerrechtlichen Grundsatz der Souveränität nicht vereinbar; 
mehr und mehr aber trat alsdann die Interventionspolitik 
gegenüber dem Erstarken des Nationalitätsbewusstseins zurück. 
Wichtige Fortbildungen des bisherigen Völkerrechts waren 
bereits auf dem Wiener Congresse angebahnt; fernere und 
theilweise sehr tiefreichende Fortschritte sind insbesondere 
in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts eingetreten. Das 
Völkerrecht hat ein weit ausgedehnteres Geltungsgebiet 
gewonnen; in der Art der Entstehung seiner Normen 
hat sich eine wenigstens praktisch sehr bedeutsame Aende- 
rung vollzogen; endlich und vor Allem ist sein Inhält durch 
mannigfache neue Bestimmungen in umfassender Weise be- 
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reichert und namentlich im Sinne eines positiven Zusammen* 
wirkens der Staaten fortgebildet worden. Diese Entwickelung 
des Völkerrechts seit dem Wiener Congress nach den ver- 
schiedenen soeben bezeichneten Richtungen näher darzulegen, 
ist die Aufgabe, welcher ich diese kurze Stunde widmen 
möchte. 

Seinem Ursprünge nach war das moderne Völkerrecht 
ein westeuropäisches; es gelangte zur Entstehung unter 
den romanischen und germanischen Völkern, deren Cultur 
auf wesentlich gleichen, aus dem Alterthum und dem Mittel- 
alter überkommenen Grundlagen beruht. Mit der Ausbreitung 
der westeuropäischen Civilisation hat sich der Geltungs- 
bereich des Völkerrechts gleichfalls erweitert. Seit dem 
18. Jahrhundert ist insbesondere auch das grosse russische 
Reich ein Glied der Völkerrechtsgemeinschaft geworden. 
Zu dem räumlichen Herrschaftskreise des Völkerrechts ge- 
hören naturgemäss auch die Kolonien und sonstigen über- 
seeischen Besitzungen der europäischen Staaten, und als seit 
dem letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts allmählich die 
grosse Mehrzahl der amerikanischen Kolonien vom Mutter- 
lande sich trennte, da wurden die so neu entstandenen Staaten 
mit der Anerkennung ihrer Selbstständigkeit Glieder der 
Völkerrechtsgemeinschaft. Immer aber blieb noch die Mit- 
gliedschaft beschränkt auf christliche Staaten. In dieser 
Beziehung trat eine principiell wichtige Aenderung ein 
durch den Pariser Frieden von 1856. Die Türkei, zu 
welcher bisher nur einzelne auf besonderen Verträgen be- 
ruhende Verhältnisse der christlichen Staaten bestanden hatten, 
wurde, im Hinblick auf die von ihr zugesagten Reformen, 
welche sie den westeuropäischen Anschauungen und Ein- 
richtungen näher bringen sollten, durch ausdrückliche Er- 
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klärung aufgenommen in die europäische Staaten- und Völker- 
rechtsgemeinschaft. Mehr und mehr ist seitdem das Völker- 
recht auch gegenüber anderen muhamedanischen Staaten und 
von Seiten derselben zur praktischen Geltung gelangt. Auch 
die zuerst gegen ihren Willen dem internationalen Verkehr 
eröffneten ostasiatischen Staaten beobachten jetzt regelmässig 
die Normen des europäischen Völkerrechts, wie diese anderer- 
seits ihnen gegenüber für das Verhalten der europäischen 
Mächte massgebend zu sein pflegen. So ist das Völkerrecht 
ein Recht für die gegenseitigen Beziehungen aller civilisirten 
Staaten geworden, wenn gleich innerhalb der grossen Völker- 
rechtsgemeinschaft die Staaten Europa's zumal in politischer 
Hinsicht als eine engere Gemeinschaft sich darstellen, und 
wenngleich die religiösen Anschauungen der Völker nicht 
christlicher Kultur einzelne Modifikationen des unter den 
christlichen Staaten geltenden Völkerrechts bedingen. Mit 
der grossartigen jüngsten Entfaltung der europäischen Kolonial- 
politik aber, insbesondere mit der fortschreitenden Besitznahme 
des dunklen Erdtheils und Erschliessung desselben für die 
europäische Civilisation, nähert sich das Völkerrecht seinem 
Geltungsbereiche nach einem die ganze Menschheit um- 
fassenden Rechte. 

Quelle der völkerrechtlichen Normen war bis in dieses 
Jahrhundert ganz vorzugsweise das Gewohnheitsrecht. Das 
allgemeine, alle Glieder der Völkerrechtsgemeinschaft gleich- 
massig bindende Recht für die gegenseitigen Beziehungen be- 
ruhte ausschliesslich auf der in dem gegenseitigen Verhalten 
der Staaten bekundeten übereinstimmenden Rechtsüberzeugung 
derselben. Wohl waren insbesondere seit dem westphälischen 
Frieden Völkerverträge in wachsender Zahl zu Stande ge- 
kommen; aber dieselben waren noch überwiegend Allianz- 
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oder Friedensverträge, sie enthielten nur ganz vereinzelt — 
wie die Verträge über bewaffnete Neutralität von 1780 und 
1800 — Festsetzung von Rechtssätzen, und durchgängig war 
der Kreis der am Vertrage theilnehmenden Glieder der Völker- 
rechtsgemeihschaft ein enger. In allen diesen Beziehungen 
zeigt die neueste Entwickelung seit dem Wiener Congress er- 
Jiebliche Fortschritte. Die Zahl der Völkerverträge hat sich 
ausserordentlich vermehrt, wie sich leicht daraus beispielsweise 
erkennen lässt, dass, während G. F. v. Martens in acht 
Bänden die von 1761 — 1808 geschlossenen Völkerverträge zu- 
sammenfassen konnte, gegenwärtig zur Aufnahme der in einem 
Jahr zu « Stande gekommenen Verträge ein starker Band der 
fortgesetzten Sammlung kaum genügt* Dieses Anwachsen der 
Zähl der Staatsverträge hängt nahe zusammen mit der — hier 
noch später zu erörternden — Fülle der in neuester Zeit ver- 
tragsmässig bestimmten Gegenstände. Vor allem aber sind 
häufiger und überaus bedeutsam geworden die Vereinbarungen, 
welche nicht nur bestellende Normen des Völkerrechts auf 
die Verhältnisse der contrahirenden Staaten anwenden, sondern 
neue Rechtsregeln für deren gegenseitiges Verhalten fest* 
setzen, beziehungsweise bisher bestrittenen Sätzen des Völker- 
rechts eine die Contrahenten gegenseitig verpflichtende aus- 
drückliche Anerkennung zu Theil werden lassen. An diesen 
objektivem Recht setzenden Verträgen, resp, vertragsmässigen 
Bestimmungen, ist nicht selten eine grosse Zahl von Staaten, 
insbesondere sämmtliche europäische Grossmächte, betheiligt, 
und da solche Festsetzungen ihrem Inhalte nach geeignet und 
in der Regel bestimmt sind, eine allgemeine völkerrechtliche 
Geltung zu erlangen, so pflegen auch ursprünglich nicht an 
der Einigung betheiligte Staaten im Verlaufe der Zeit derselben 
beizutreten. Die Bestimmungen der Wiener Congressakte, 
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resp. ihrer Beilagen, über die Freiheit der Schifflfahrt auf ge- 
meinsamen Flüssen, Über das Verbot des Sclavenhandels, über 
die Rangklassen der Gesandten ; die Pariser Seerechtsdeklar a- 
tion von 1856; die Genfer Konvention von 1864; die Bestim- 
mungen der Kongoakte von 1885 über die Erfordernisse 
völkerrechtlich wirksamer Besitzergreifungen an den Küsten 
Afrika's sind hervorragende Beispiele solcher das Völkerrecht 
fortbildenden, beziehungsweise fixir enden Uebereinkünfte, 
Gegenüber den völkergewohnheitsrechtlichen Sätzen kommt 
diesen Vertragsnormen unzweifelhaft der Vorzug grösserer 
Sicherheit und Bestimmtheit zu. 

Immerhin lässt sich nicht verkennen, dass auch gegen- 
wärtig der quellenmässige Zustand des Völkerrechts ein sehr 
unvollkommener ist- Wenn die gewohnheitsrechtlichen Be- 
stimmungen des Völkerrechts vielfach hinsichtlich ihres Be- 
stehens oder wenigstens in Betreff ihres Geltungskreises oder 
ihres speciellen Inhaltes Gegenstand des Zweifels und des 
Streites sind, so kommt den Vertrags massigen Normen — 
falls nicht etwa auf Grund derselben ein allgemeines Gewohn- 
heitsrecht sich gebildet hat — nur für diejenigen Staaten 
Geltung zu, welche an dem Vertragsschlusse betheiligt waren 
oder später dem Vertrage sich angeschlossen haben; oft auch 
treten in den verschiedenen internationalen Uebereinkünften 
über denselben Gegenstand — z. B. über die Rechte der 
Konsuln — mannigfache, sachlich kaum begründete Ver- 
schiedenheiten hervon Auf Abhülfe dieser Mängel sind 
die Bestrebungen für eine s. g. Kodifikation des Völker- 
rechts gerichtet. Das gesammte Völkerrecht soll in eine 
Urkunde zusammengefasst werden und diese Aufzeichnung 
durch Vertrag aller Glieder der Völkerrechtsgemeinschaft üir 
ihre gegenseitigen Beziehungen verbindliche Kraft erhalten. 
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Durch eine solche Kodifikation würde in der That das Völkerrecht 
sicherere Erkennbarkeit und gleich massige Geltung gewinnen. 
Aber einer umfassenden Kodifikation der völkerrechtlichen 
Normen stehen die noch immer zahlreichen und tiefgehenden 
Differenzen der Interessen und Anschauungen der verschiedenen 
Völker und Staaten hindernd entgegen; zudem würde durch 
eine solche verbindliche Feststellung, wenigstens wenn dieselbe 
absolute Geltung haben sollte die Fortbildung des Völker- 
rechts übermässig erschwert. Versuche einer Kodifikation 
des gesamten Völkerrechts sind deshalb bisher auch nur 
von Privaten unternommen worden- Dagegen hat, auf eine 
von dem Russischen Kaiser Alexander IL gegebene Anregung, 
eine im Jahre 1874 zu Brüssel versammelte Konferenz einen 
offiziellen Entwurf einer Zusammenfassung der für den Landkrieg 
massgebenden Normen des Völkerrechts aufgestellt! der frei- 
lich, insbesondere infolge des bei den Berathungen zu Tage 
getretenen Gegensatzes zwischen den grossen Militärmächten 
und den schwächeren Staaten, praktische Geltung nicht er- 
langt hat. 

Trotz der fortdauernden Un Vollkommenheit seiner Quellen 
hat aber das Völkerrecht in dem mit dem Wiener Kongress 
anhebenden neuesten Abschnitt seiner Geschichte eine sehr 
bedeutende inhaltliche Weiterbildung erhalten, und 
es ist damit, bei Fortdauer des Prinzips der Souveräni- 
tät der einzelnen Staaten, das der Souveränität nicht wider- 
streitende, sondern nur die Staatsgewalten in der Ausübung 
ihrer einzelnen Funktionen beschränkende Prinzip der Ge- 
meinschaft zu einer ausgedehnteren und stärkeren Ver- 
wirklichung gelangt, 

Keine tiefgreifenden Veränderungen haben allerdings 
in den Rechtssätzen über die völkerrechtlichen Organe 
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stattgefunden. Insbesondere war dem Recht der Gesandt- 
schaften schon früher im wesentlichen eine so reiche und 
feste Gestaltung zuteil geworden, dass ein Bedürfnis für 
weitere Ausbildung desselben nur in geringem Masse sich 
geltend machen konnte. E i n Gegenstand, welcher in früheren 
Zeiten zu vielen ärgerlichen Streitigkeiten Anlass gegeben 
hatte, die Rangordnung der Gesandten, hat durch ein 
auf dem Wiener Kongress vereinbartes und auf dem Aachener 
Kongress ergänztes Reglement, welchem auch die übrigen 
Staaten teils ausdrücklich, teils stillschweigend beigetreten 
sind, dauernde Erledigung gefunden. Weit weniger als das 
Gesandtschaftsrecht waren die völkerrechtlichen Normen über 
das Konsularwesen bis auf die neueste Zeit ausgebildet. 
Seine weitere Entwickelung und genauere Fixirung hat das inter- 
nationale Konsularrecht, besonders in den letzten Jahrzehnten, 
durch zahlreiche Einzelverträge erhalten. Die grosse Ausdehnung 
und Wichtigkeit, welche die Funktionen der Konsuln infolge des 
starken Wachstums der Handels- und Verkehrsbeziehungen ge- 
wonnen haben, hat die Staaten mehr und mehr dazu bestimmt, die 
s. g. Wahlkonsuln — Kaufleute, welche das Konsulat als Ehren- 
amt verwalten — durch Berufskonsuln zu ersetzen, denen auch 
von Seiten der Staaten, in welchen sie fungieren, weitergehende 
Rechte eingeräumt zu werden pflegen. Die Verständigung einer 
grösseren Zahl von Staaten über Fragen von internationaler 
Bedeutung wird in hohem Masse erleichtert durch die in der 
neuesten Zeit so sehr häufigen Kongresse und Konfe- 
renzen. Früher dienten solche Versammlungen fast aus- 
schliesslich zu Friedensverhandlungen, und nur die unmittelbar 
interessirten oder eine förmliche Vermittelung übenden Staaten 
waren auf denselben vertreten. Dagegen seit dem Wiener 
Kongress werden auch andere internationale Angelegenheiten, 
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wie die Verhütung eines drohenden Krieges und die Fest- 
stellung völkerrechtlicher Normen, vielfach auf Kongressen 
beziehungsweise Konferenzen erörtert, und neben den unmittel- 
bar beteiligten Staaten nehmen regelmässig sämtliche Gross- 
mächte an denselben teil. Mit der Häufigkeit solcher Ver- 
sammlungen haben auch gewisse Rechtssätze hinsichtlich der 
Formen ihrer Verhandlungen sich auszubilden begonnen. 
Innerhalb der besonderen völkerrechtlichen Staatenvereine ist 
sogar vielfach der periodische Zusammentritt von Bevoll- 
mächtigten festgesetzt. Die sogenannten Beschlüsse der 
Kongresse und Konferenzen sind aber in der Regel nur 
Vertragsentwürfe: Der dissentierende Staat wird, ausser 
in Fragen des Geschäftsganges, regelmässig durch Stimmen- 
mehrheit nicht gebunden, und die von den Bevollmächtigten 
getroffenen Vereinbarungen bedürfen der Ratifikation von 
Seiten der obersten Repräsentativorgane. 

Am meisten treten die inhaltlichen Fortschritte des 
Völkerrechts auf dem weiten Gebiete des materiellen 
Friedensrechtes, sowie in den Normen für Erle- 
digung völkerrechtlicher Streitigkeiten hervor. 

Sehr zahlreiche neue vertragsmässige Bestimmungen 
über das gegenseitige Verhalten der Staaten in ihren nicht 
streitigen Beziehungen sind hervorgerufen durch den schon 
vorher von mir berührten grossartigen Aufschwung, welchen 
der internationale Personen- und Güterverkehr 
in diesem Jahrhundert genommen hat. Ueberwiegend sind 
diese Uebereinkünfte auch andererseits dazu bestimmt, den 
Verkehrs- und Handelsinteressen der Angehörigen der be- 
teiligten Staaten Förderung zu gewähren. Vielfach ver- 
pflichten sich die betreffenden Staaten nicht zu einem ledig- 
lich negativen Verhalten, sondern daneben oder sogar in 
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erster Linie zu positiven Leistungen — Gesetzgebungs-, 
Verwaltungs-, richterlichen Akten. Zumteil stipulieren sie 
einen Austausch von Leistungen, zumteil begründen sie ein 
positives Zusammenwirken der Staaten für die Erfüllung eines 
gemeinsamen Zweckes. 

Durch zahlreiche Verträge ist vor allem die früher sehr 
wenig entwickelte Freiheit der internationalen Per- 
sonenbewegung und des internationalen Güteraus- 
tausches in hohem Masse gefördert worden. Die Handels- 
und Schifffahrtsverträge haben den Fremden regelmässig 
Freiheit des Aufenthalts und der Niederlassung, sowie Gleich- 
stellung mit den Inländern in Bezug auf Handels-, Schifffahrts- 
und Gewerbebetrieb zugesichert, auch vielfach die Aus- und 
Durchfuhr von Waaren prinzipiell freigegeben, während für 
die Einfuhr von Waaren gewisse Maximalzölle bestimmt sind, 
oder wenigstens durch die Meistbegünstigungsklausel eine 
Zurücksetzung des anderen Vertragsteils hinter einem dritten 
Staat ausgeschlossen ist. Freilich hat in jüngster Zeit die 
Schärfe der internationalen Wettbewerbung und der nationalen 
Gegensätze eine Reaktion hervorgerufen, welche auf völker- 
rechtlichem Gebiete insbesondere durch die stärkere Hand- 
habung des trotz der erwähnten Zusicherungen fortdauernden 
Rechts zur Ausweisung von Fremden und durch die Nicht- 
erneuerung ablaufender Tarifverträge sich bekundet. Sehr 
segensreich haben die Bestimmungen der Wiener Kongress- 
akte gewirkt, durch welche das zuerst von dem Exelcutivrat des 
französischen Nationalkonvents proklamiertePrinzip der freien 
Schifffahrt auf den mehrere Staaten durchströmenden (resp. 
begrenzenden) Flüssen in weitestem Umfange zur Aner- 
kennung gelangte; durch zahlreiche Einzelverträge sind 
diese Normen auf die wichtigsten gemeinsamen Flüsse 
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Europas — zuletzt, 1856, auf die Donau — und Amerikas, 
neuerdings — durch die Kongoakte — auch auf den 
Kongo und den Niger zur Anwendung gebracht worden. 
Der Grundsatz der Freiheit des Meeres, welcher nach 
langen heftigen Streitigkeiten bereits im vorigen Jahrhundert 
mehr und mehr in Theorie und Praxis durchgedrungen war, 
hat weitere Geltung insbesondere durch die zuerst im Adri- 
anopler Frieden von 1828 bestimmte Freigebung der Darda- 
nellen und des Bosporus für die Handelsschifffahrt aller Natio- 
nen , durch die im Pariser Frieden von 1856 getroffene gleich- 
artige Bestimmung hinsichtlich des schwarzen Meeres und 
durch die Aufhebung des Sundzolles erlangt; ein im Jahre 1888 
unterzeichnetes Uebereinkommen bezweckt, auch für den 
Seekanal von Suez die vollste Freiheit der Benutzung von 
Seiten der Schiffe aller Nationen, selbst in Kriegszeiten, zu 
sichern. Ausgeschlossen von der Freiheit des Seeverkehrs 
ist im Interesse der Humanität und der Moral der Sklaven- 
handel. Infolge der Bemühungen Grossbritanniens haben die 
Wiener Kongressmächte durch die berühmte Deklaration vom 
8. Februar 1815 ihre Mitwirkung zur gänzlichen Unterdrückung 
des Negerhandels zugesagt ; zahlreiche Spezialverträge haben, 
wenn auch nicht in ausreichendem Maasse, die erforderlichen 
näheren Bestimmungen getroffen; durch die Kongoakte ist 
das Verbot des Sklavenhandels auf das zentralafrikanische 
Landgebiet zur Geltung gebracht; eine weitere Ausdehnung 
und Verstärkung der Wirksamkeit des Verbots steht bevor 
infolge der Beschlüsse der zu diesem Behufe in Brüssel zu- 
sammengetretenen Konferenz. 

Für eine Reihe wichtiger internationaler Verkehrs- 
angelegenheiten haben sich unter mehr oder minder zahl- 
reichen Gliedern der Völkerrechtsgemeinschaft besondere 
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Vereine — Unionen — gebildet. Wenngleich die Kon- 
trahenten sich ein Recht der Kündigung vorbehalten haben, 
so müssen diese Vereine doch, insbesondere weil ihr Fort- 
bestehen von dem Austritt einzelner Mitglieder unabhängig 
gemacht ist, als dauernde Institutionen betrachtet werden. 
In denselben haben wichtige Zweige teils des öffentlichen, 
teils des privaten Verkehrsrechts eine einheitliche Regelung 
erhalten, und es ist so der Grund zu einem Weltverkehrs- 
recht gelegt worden. Für die laufende Verwaltung, be- 
ziehungsweise für die ständige Aufsicht über dieselbe, sind 
ständige Vereinsorgane, internationale Bureaus, geschaffen, 
während die Entscheidung in den wichtigsten Vereinsange- 
legenheiten, insbesondere die Fortbildung des Vereinsrechtes, 
einer aus Bevollmächtigten aller einzelnen Vereins Staaten ge- 
bildeten Generalversammlung vorbehalten ist. Die um- 
fassendsten internationalen Vereine dieser Art sind der durch 
Erweiterung des 1S74 gegründeten Generalpostvereins ent- 
standene Weltpostverein von 1878; der bereits 1865 er- 
richtete allgemeine Telegraphenverein; der durch die 
Pariser Konvention von 1875 — s, g. Meterkonvention — - ge- 
schaffene Verein für Mass und Gewicht; der Verein zum 
Schutze des gewerblichen Eigenthums von 1883 t 
welchem allerdings das deutsche Reich noch nicht angehört, 
und der durch Vertrag von 1886 geschaffene Verein zum 
Schutze des Urheberrechts an Werken der Litteratur 
und Kunst, Noch nicht ratifizirt ist der jüngst zustande ge- 
kommene Entwurf einer einheitlichen Normirung des 
Eisenbahnfrachtverkehrs. Neuerdings haben die grosse 
internationale Bedeutung der Industrie und der internationale 
Charakter der mächtigen Arbeiterbewegung auch die Staats- 
gewalten bewogen, eine internationale Regelung der 
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Hauptfragen des Arbeiterwesens in das Auge zu fassen; 
wenigstens gewisse gemeinsame Grundzüge einer solchen 
sind, wenngleich ohne bindenden Charakter, aufgestellt von 
der vermöge persönlicher Initiative unseres Kaisers in diesem 
Jahre zusammengetretenen Berliner Konferenz. 

Weniger als auf dem Gebiete der Fürsorge für die 
materiellen Interessen greift auch in dem heutigen Völkerrecht 
auf dem Gebiete der Rechtspflege eine gegenseitige Unter- 
stützungspflicht der Staaten Platz. Insbesondere ist die Voll- 
streckbarkeit der Urteile der Zivilgerichte des einen Staates in dem 
Gebiete des anderen nur selten vertragsmässig zugesagt und ge- 
ordnet, während ausländischen Strafurteilen grundsätzlich keine 
Vollstreckbarkeit gewährt wird. Auch eine Rechtspflicht zur 
Auslieferung von Verbrechern hat bisher keine allgemeine 
völkerrechtliche Geltung erhalten; wohl aber ist eine solche 
Verpflichtung durch sehr zahlreiche Einzelverträge in aus- 
gedehntem Masse statuiert. Bis zu Ende des vorigen Jahr- 
hunderts wurden Auslieferungsverträge nur vereinzelt zwischen 
einander besonders nahe stehenden Staaten geschlossen, und 
vorzugsweise bezogen sich dieselben auf politische Delikte. 
Mit der grossen Erleichterung der Kommunikationen in 
unserem Jahrhundert hat sich einerseits das Bedürfnis, anderer- 
seits die praktische Möglichkeit der Auslieferung von Ver- 
brechern wesentlich gesteigert. Zu umfassender Geltung ist 
das Institut der vertragsmässigen Auslieferung besonders seit 
den dreissiger Jahren dieses Jahrhunderts gelangt. Für die 
nähere Gestaltung desselben ist vornehmlich massgebend ge- 
worden das belgische Gesetz von 1833, welches zwischen 
den Anforderungen der internationalen Gemeinschaft und den 
Gesichtspunkten des modernen Verfassungsstaates einen im 
Ganzen zutreffenden Ausgleich versuchte. Die Auslieferung 
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wird jetzt regelmässig zugesagt wegen zahlreicher Kategorien 
gemeiner Delikte; die betreffende Verpflichtung erstreckt sich 
aber nicht auf eigene Unterthanen des um die Aus- 
lieferung angegangenen Staat es , auch wird die Auslieferung 
nunmehr nicht gewährt und ist regelmässig ausdrücklich für 
unzulässig erklärt wegen aller Delikte politischen Cha- 
rakters. Allerdings hat, im Anschluss an die 1856 in die 
belgische Gesetzgebung aufgenommene s, g. Attentatsklausel, 
eine Einschränkung der letzterwähnten Ausnahme begonnen 
wenigstens hinsichtlich gewisser Handlungen» welche neben 
einem politischen Delikt zugleich ein schweres gemeines 
Verbrechen konstituieren; die richtige Abgrenzung in dieser 
Hinsicht zu finden, ist ein besonders schwieriges und bisher 
kaum ganz befriedigend gelöstes völkerrechtliches Problem. 
Wegen gemeiner Verbrechen gewähren zahlreiche Staaten 
Auslieferung auch ohne vertragsmassige Verpflichtung. 

Der trotz aller Fortschritte unfertige Zustand der mate- 
riellen Normen des Völkerrechts, sowie die starke Neigung 
der Völker, in den gegenseitigen Beziehungen den eigenen 
wirklichen oder vermeintlichen Vorteil rücksichtslos zu ver- 
folgen, bewirken nicht nur die häufige Entstehung völker- 
rechtlicher Streitigkeiten, sondern erschweren auch 
in hohem Masse deren gütliche Erledigung, Dennoch macht 
sich in der neuesten Entwickelungsphase des Völkerechts 
das Bestreben, Streitigkeiten auf friedlichem Wege, ins- 
besondere mit Hülfe anderer, nicht direkt beteiligter Staaten 
beizulegen, in umfassender und oft erfolgreicher Weise 
geltend. Mehrfach haben Vertrags massig gerade die mächtig- 
sten Staaten sich verpflichtet oder wenigstens ihre Bereit- 
Willigkeit erklärt, ehe sie im Falle eines Streites zu Feind- 
seligkeiten übergehen, die Mitwirkung dritter Staaten für das 
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Zustandekommen einer gütlichen Einigung anzurufen. So 
haben insbesondere im Pariser Frieden von 1856 die Gross- 
mächte zugesagt, dass, wenn zwischen einer oder mehrerer 
von ihnen und der Pforte ein ernstes Zerwürfnis ausbrechen 
würde, die übrigen Kontrahenten in die Lage versetzt werden 
sollen, eine vermittelnde Thätigkeit zu üben, und ganz allge- 
mein ist in einem Protokoll des Pariser Kongresses der frei- 
lich sehr bescheidene Wunsch der Mitglieder ausgesprochen, 
dass die Staaten, zwischen denen ein ernster Zwist sich er- 
hebe, bevor sie zu den Waffen griffen, die guten Dienste 
einer befreundeten Macht, soweit die Umstände es erlaubten, 
anrufen möchten. Eine Verpflichtung, vor der Anwendung 
von Waffengewalt die Vermittelung einer oder mehrerer be- 
freundeten Mächte in Anspruch zu nehmen, sind auch die 
Kontrahenten der Kongoakte für alle Streitigkeiten einge- 
gangen j welche innerhalb der jener Akte unterworfenen 
Gebiete sich erheben würden. Vor allem aber hat die schieds- 
richterliche Entscheidung völkerrechtlicher Streitigkeiten 
eine sehr grosse Ausdehnung und Bedeutung gewonnen. 
Während in den früheren Jahrhunderten nach Entstehung des 
modernen Staatensystems Streitigkeiten zwischen souveränen 
Staaten nur sehr selten durch Schiedsspruch ihre Erledigung 
fanden, lassen sich aus der Zeit seit dem Wiener Kongress 
leicht etwa 30 Fälle schiedsrichterlicher Entscheidung völker- 
rechtlicher Streitigkeiten zusammenstellen, Besonders häufig 
haben Grossbritannien und die Vereinigten Staaten von 
Amerika Gebrauch von diesem Hülfsmittel gemacht; diese 
Mächte haben selbst so umfassende Entschädigungsansprüche, 
wie die durch Verletzung der Neutralitätspflichten vonseiten 
Grossbritanniens während des Nordamerikanischen Burger- 
krieges hervorgerufenen — die s. g. Alabama claims -=»j 
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einem Schiedsgerichte unterworfen. Das junge Königreich 
Italien ist, meist mit Erfolg, bemüht, in die von ihm zu 
schliessenden Verträge die Klausel aufnehmen zu lassen, dass 
alle bei der Auslegung oder Ausführung des Vertrags sich 
ergebenden Schwierigkeiten schiedsrichterlicher Entscheidung 
unterliegen sollen. In mehreren Verträgen eines europäischen 
Staats, insbesondere der Schweiz, mit einem aussereuropäischen 

ist sogar schon generell bestimmt, dass Streitigkeiten 
zwischen den kontrahierenden Staaten, welche nicht auf diplo- 
matischem Wege beigelegt werden, ihre endgültige Entschei- 
dung durch einen Schiedsspruch erhalten sollen. Freilich 
werden auch solche allgemeine Zusagen nur auf Rechts- 
streitigkeiten, nicht auf Streitigkeiten über Interessen, zu 
beziehen sein; denn die letzteren eignen sich nicht für schieds- 
richterliche Entscheidung, und kein Staat wird geneigt sein, 
sie einer solchen zu unterwerfen. Und auch solche Rechts- 
streitigkeiten, bei denen die höchsten Rechtsgüter der 
Völker, insbesondere ihre Ehre oder ihre Unabhängigkeit, 
unmittelbar beteiligt sind, werden kaum auf diesem Wege 
ihre Erledigung finden. Solange souveräne Staaten neben 
einander bestehen, werden dieselben wenigstens in Streitfragen 
von vitaler Bedeutung auf eine gewaltsame Verfolgung 
ihrer Ansprüche, insbesondere durch kriegerische Selbst* 
hülfe, nicht verzichten. In wachsendem Masse aber hat 
das Völkerrecht besonders während der neuesten Periode 
seiner Geschichte die schwierige Aufgabe einer Einschrän- 
kung der kriegerischen Aktion im Sinne einer Ver- 
hütung durch den Endzweck des Krieges nicht gebotener 
Verletzungen zu lösen gesucht* 

Als ein Fortschritt des Völkerrechts ist allerdings schwer* 
lieh zu betrachten die zunehmende Verdunkelung der Frage, 
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ob, beziehungsweise wann, ein Kriegszustand mit seinen wich- 
tigen praktischen Folgen eingetreten ist. Schon seit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts waren die Staaten mehr und 
mehr abgegangen von dem alten Herkommen, vor Beginn 
der Feindseligkeiten eine förmliche Kriegserklärung 
an den Gegner zu richten; in diesem Jahrhundert ist eine 
eigentliche Kriegserklärung nur noch selten erfolgt und selbst 
eine anderweitige öffentliche Kundgebung des Entschlusses 
zum Kriege vor dem thatsächlichen Angriff vielfach unter- 
lassen. Dazu kommt die Verwischung der Grenzen zwischen 
dem Kriege und einzelnen völkerrechtlichen Zwangsakten, 
s. g. Repressalien: eine auch in die Rechte der Neutralen so 
sehr eingreifende Massregel, wie die Blokade der Küsten 
und Häfen des anderen streitenden Teils, ist neuerdings mehr- 
fach als Zwangsmittel i m F r i e d e n zur Anwendung gebracht, 
und selbst in den Fällen eines bewaffneten Widerstandes 
gegen Repressalien ist die Konsequenz, dass damit der Kriegs- 
zustand eingetreten sei, nicht immer zur praktischen Geltung 
gelangt. 

Die Wirkungen des Krieges aberhaben sehr bedeut- 
same und anerkennenswerte Einschränkungen erfahren 
zu Gunsten vornehmlich einerseits der feindlichen Ver- 
wundeten oder Kranken, andererseits der friedlichen 
Unterthanen des feindlichen Staates, sowie endlich der 
neutralen Staaten beziehungsweise ihrer Angehörigen, 

Die kriegerische Gewalt richtet sich naturgemass in 
erster Linie gegen die feindliche Kriegsmacht. Schon 
seit langer Zeit ist jedoch im Völkerrecht der Grundsatz an- 
erkannt, dass die feindlichen Krieger, welche kampfunfähig 
geworden sind oder sich ergeben, ebenso die zur feindlichen 
Kriegsmacht gehörigen Nichtkombattanten, nicht absichtlich 
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getödtet oder verletzt, sondern nur zu Kriegsgefangenen 
gemacht werden dürfen, und seit dem Ende des 18, Jahr- 
hunderts wird die Kriegsgefangenschaft als blosse Sicher- 
heitshaft aufgefasst und gestaltet. Daran hat die neueste 
Fortbildung des Völkerrechts eine weitgehende Sorge für 
die in die Hände des Feindes gekommenen Kranken und 
Verwundeten geknüpft. Durch die Genfer Konvention 
von 1864j welche man vornehmlich den edlen Bemühungen 
zweier Genfer, Dunant's und Moynier's, verdankt, haben 
die Staaten sich verpflichtet, den feindlichen Verwundeten 
und Kranken Aufnahme und Pflege gleich den eigenen zu 
gewähren. Den Ambulancen und Militärspitälern ist Schonung 
und Schutz, dem gesammten Kri e gss an Etats personal Unver- 
letzlichkeit und ungestörte Fortsetzung seines Berufes auch 
in dem vom Feinde oecupirten Gebiete zugesichert. Aller- 
dings haben sich einzelne Bestimmungen der Uebereinkunft 
wenigstens ihrem Wortlaut nach als kaum durchführbar er- 
wiesen; andererseits zeigt dieselbe manche Lücken und ins- 
besondere ist ihre Geltung, da die 1868 ausgearbeiteten Zu- 
satzartikel von den Staaten nicht angenommen sind, auf den 
Landkrieg beschränkt; dennoch haben wir in ihr einen glänzen- 
den und segensreichen Erfolg der Bestrebungen für Humani- 
sirung des Krieges zu erblicken. 

Als Objekt des Krieges galt lange nicht nur der feind- 
liehe Staat und dessen Kriegsmacht, sondern die kriegerische 
Aktion richtete sich unmittelbar auch gegen die gesamte 
friedliche Bevölkerung desselben, Gegenwärtig aber 
sind die friedlichen Unterthanen des feindlichen Staates 
im allgemeinen den kriegerischen Gewalttätigkeiten entzogen. 
Die Grundzüge des heutigen Kriegsrechts hinsichtlich der 
Behandlung der friedlichen Unterthanen hat in prägnanter 
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Weise ausgesprochen die berühmte Proklamation unseres 
Königs vom 11. August 1870: »Ich führe Krieg mit den 
französischen Soldaten und nicht mit den französischen 
Bürgern. Diese werden deshalb fortfahren, die Sicherheit für 
ihre Personen und ihre Güter zu gemessen, solange sie nicht 
selbst durch feindselige Unternehmungen gegen die deutschen 
Truppen Mir das Recht nehmen, ihnen Meinen Schutz zu 
gewähren.« Freilich ist die Ausschliessung von Gewaltthätig- 
keiten gegen die Personen der friedlichen Privaten früher 
und durchgreifender zur Geltung gekommen, als die Unver- 
letzlichkeit ihres Eigenthums. Absichtliche Schädigungen 
der friedlichen Einwohner an Leib oder Leben, Ehre oder 
Freiheit, wenn auch zur Zeit des dreissigjährigen Krieges 
noch häufig, sind doch seit dem 18. Jahrhundert verhältnis- 
mässig selten vorgekommen und als schwere Verstösse gegen 
das Völkerrecht betrachtet worden; ebenso galten seit dem 
vorigen Jahrhundert unnötige Zerstörungen und Verheerungen 
als unstatthaft ; folgerichtig untersagt das Völkerrecht in seiner 
neuesten Gestaltung auch die nicht durch eine Kriegsnot- 
wendigkeit erforderte Beschiessung offener und unverteidigter 
Orte. Der einseitigen Aneignung von Seiten des Feindes aber 
unterlag das Eigenthum der Privaten noch während des 
vorigen Jahrhunderts in weitem und sehr unbestimmtem Um- 
fange: noch das preussische Landrecht, welches sonst von 
verhältnismässig sehr vorgeschrittenen völkerrechtlichen An- 
schauungen ausgeht, unterwirft die beweglichen Sachen fried- 
licher Unterthanen des feindlichen Staates der Erbeutung, 
wenn nur der Befehlshaber der Truppen die ausdrückliche 
Erlaubnis dazu gegeben hat. Erst durch die neueste Ent- 
wickelung des Völkerrechts hat das Beuterecht wenigstens 
für den Landkrieg sehr weitgehende Einschränkungen 
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erfahren. Nicht einmal die Mobilien des feindlichen Staates 
und der feindlichen Combattanten sind gegenwärtig ausnahms- 
los Gegenstand der Erbeutung ; vielmehr gilt die Aneignung 
der dem Kultus oder dem Unterricht, den Wissenschaften 
oder den Künsten, der Wohlthätigkeit oder der Kranken- 
pflege dienenden Sachen, auch wenn sie im Eigenthum des 
feindlichen Staates stehen, als rechtswidrig; ebenso die Weg- 
nahme der Sachen, welche die feindlichen Combattanten bei 
sich führen, sofern sie nicht zur militärischen Ausrüstung ge- 
hören. Um so mehr sind jetzt die Vermögensstücke der 
Privaten — wenigstens mit Ausnahme von Waffen und 
Munition — feindlicher Aneignung entzogen; wenn gewisse 
Lieferungen von Seiten der Einwohner des oecupirten Landes 
für das feindliche Heer nicht entbehrt werden können und 
soweit mit Recht gefordert werden, so ist doch für das Re- 
quirirte Zahlung oder Empfangsbescheinigung als Grundlage 
späterer Entschädigung zu leisten. 

Im Seekriege dagegen gilt noch das Prinzip, dass 
das schwimmende Eigenthum — Schiff und Ladung — 
der Unterthanen des feindlichen Staates Gegenstand der 
Erbeutung ist. Bis in die jüngste Zeit wurden sogar all- 
gemein Seitens der kriegführenden Staaten Private durch 
s. g. Kap erb riefe autorisirt, auf Sccbeute auszugehen. Gewisse 
Ermässigungen des » Prisenrechts < hat allerdings die 
Deklaration des Pariser Congresses vom 16* April 1856 
statuirt Die darin ausgesprochene Anerkennung des früher 
besonders von britischer Seite bekämpften Satzes, dass die 
neutrale Flagge die feindliche Ladung, mit Ausnahme der 
Kriegscontrebande, decke, war wesentlich ein Zugeständnis 
an die Neutralen ; für den vertragsmässigen Verzicht auf die 
Ausgabe von Kaperbriefen waren hauptsächlich massgebend 
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die mit dem Institut unausbleiblich verbundenen schweren 
Missbräuche. Aber diesen — ebenso wie den anderen, als- 
bald bei dem Recht der Neutralen zu erwähnenden — Milde- 
rungen des Seekriegsrechtes durch die Pariser Deklaration 
kommt noch keine durchgreifende Geltung zu, weil Spanien, 
die Nordamerikanische Union und einige andere Staaten ihren 
Beitritt verweigert haben. Das Widerstreben der Vereinigten 
Staaten von Amerika gründete sich auf die weitergehende For- 
derung der Unverletzlichkett des Privateigenthums zur 
See. Dieses auch von anderen Seiten mehrfach erhobene und 
an sich sowie nach der Analogie des gegenwärtigen Landkriegs- 
rechts wohlbegründete Verlangen ist seiner Erfüllung ver- 
mutlich näher gerückt durch die Veränderungen der nautischen 
Technik, welche raschen Kreuzern schwere Schädigung auch 
der durch die stärkste Seemacht geschützten Handelsflotte 
ermöglichen. 

Der Krieg bringt naturgemäss mannigfache Einwirkungen 
auch auf die Verhältnisse der nicht an ihm beteiligten — 
neutralen — Staaten, sowie der Angehörigen dieser 
Staaten hervor. Bis auf die neueste Zeit waren Rechte und 
Pflichten der Neutralen nur wenig bestimmt, und zudem ihre 
Respektirung grossenteils von der Willkür der mächtigen 
kriegführenden Staaten abhängig. In der jüngsten Periode 
der völkerrechtlichen Entwickelung hat aber auch das Recht 
der Neutralität eine genauere und ausgebildetere Normiruhg 
sowie teilweise einen stärkeren Schutz erlangt. Einer Anzahl 
von schwächeren Staaten, deren unabhängige und unversehrte 
Existenz im allgemeinen Interesse zu liegen scheint, und 
deren Gebiete nicht mehr, wie früher häufig, den Schauplatz 
für die Auskämpfung der grossen europäischen Händel bilden 
sollen, ist vertragsmässig die Pflicht auferlegt, sich an den 
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zwischen anderen Staaten geführten Kriegen nicht zu betei- 
ligen, und andererseits die Achtung dieser Neutralität 
gegen jede Verletzung garantier. Eine solche dauernde und 
völkerrechtlich geschützte Neutralität kommt dem Königreich 
Belgien, dem Grossherzogthum Luxemburg und der 
Schweiz mit Einschluss der benachbarten Teile Savoyens 
zu. Eine strengere Ausprägung haben die Pflichten der — 
obligatorisch oder fakultativ — neutralen Staaten erhalten; 
insbesondere gilt jetzt als mit der Neutralität unvereinbar die 
früher als zulässig betrachtete Gestattung des Durchmarsches 
von Truppen eines kriegführenden Staates; ebenso die wenn 
auch nur partielle Kriegshülfe, selbst wenn dieselbe kraft 
eines im voraus ohne Rücksicht auf den konkreten Kriegs* 
fall gegebenen Versprechens geleistet wird; endlich die ab- 
sichtliche oder fahrlässige Nichtverhinderung der im Seegebiet 
des neutralen Staates stattfindenden Ausrüstung oder Be- 
mannung von Kriegs- oder Kaperschiffen für einen krieg- 
führenden Teil oder der Benutzung von Gewässern des neutralen 
Staates als maritimer Operationsbasis von Seiten eines krieg- 
führenden Teiles. Dagegen sind die Beschränkungen, denen 
bisher der Seehandel der neutralen Staatsangehörigen 
unterlag, wesentlich gemildert* Rationellerweise sollten 
die Neutralen, wie überhaupt, so auch in Bezug auf den See- 
handel nur denjenigen Beschränkungen resp* Nachteilen 
unterworfen sein, welche bei Gelegenheit der Kriegführung 
unvermeidlich oder zur Verhinderung einer Unterstützung des 
andern kriegführenden Teils erforderlich sind. Die frühere 
Völkerrechtspraxisj wie sie vornehmlich von Seiten Gross- 
britanniens gehandhabt und von britischen Schriftstellern ver- 
teidigt wurde, liess aber in allen Collisionsfällen die Interessen 
des kriegführenden Staates denen des neutralen Seehandels 



Digitized by VjOOQLC 



26 



vorgehen. Die diesen Prätensionen entgegentretenden Be- 
hauptungen und Forderungen der übrigen Seemächte, ins- 
besondere der beiden bewaffneten Neutralitäten von 1780 
und 1800, hatten keinen durchgreifenden Erfolg und wurden 
auch von den beteiligten Staaten nicht consequent festgehalten. 
Erst neuerdings ist die richtige Anschauung im wesentlichen 
zur völkerrechtlichen Geltung gelangt. Durch die Pariser 
Seerechtsdeklaration von 1856 ist nicht nur der schon 
erwähnte Grundsatz, dass die neutrale Flagge die feind- 
liche Ladung decke, sondern auch andererseits die Freiheit 
neutralen Gutes auf feindlichen Schiffen anerkannt, 
ferner — gegenüber dem früheren Missbrauch der sogenannten 
Papierblokaden — die völkerrechtliche Verbindlichkeit der 
Blokaden abhängig gemacht von deren Effektivität, d.h. 
von der thatsächlichen Handhabung durch eine zur Sperrung 
des Hafens, resp. der Küste, genügende Seestreitmacht. Dass 
die Kriegscontrebande auch auf einem neutralen Schiffe 
sowie ungeachtet der neutralen Staatsangehörigkeit ihres 
Eigenthümers fortdauernd der Wegnahme und Aneignung 
von Seiten des andern kriegführenden Teiles unterliegt, ist 
durch ihren Begriff gerechtfertigt ; wohl aber wäre eine nähere 
völkerrechtliche Bestimmung der als Contrebande zu erach- 
tenden Gegenstände dringend wünschenswert. Die Rechte 
des neutralen Seehandels sind aber insgemein so lange nur 
sehr ungenügend gesichert, als die zur Entscheidung über die 
Rechtmässigkeit von Prisen berufenen Gerichte nur 
von den einzelnen kriegführenden Staaten eingesetzt 
werden und die Normen ihres Verfahrens erhalten. 

Trotz aller von mir hervorgehobenen Fortschritte zeigt 
das geltende Völkerrecht noch überhaupt mannigfache und 
bedeutende Lücken und Unvollkommenheiten, welche 
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besonders stark in jedem grossen Völkerkonflikte hervor- 
zutreten pflegen. Noch ist es weit entfernt von einer allseitigen 
und durchgreifenden Verwirklichung des Grundgedankens, 
aufweichen MONTESQUIEU die rechtliche Ordnung der gegen- 
seitigen Beziehungen der Staaten zurückführte, dass die ver- 
schiedenen Völker sich im Frieden so viel Gutes erweisen 
und im Kriege so wenig 'Uebles zufügen sollen, als mög- 
lich ist ohne Schädigung ihrer wahren Interessen. Noch 
ferner liegt jener ewige Friede, den Kant als das letzte 
Ziel des ganzen Völkerrechtes und als das höchste politische 
Gut hinstellte, Wohl sind in den letzten Jahrzehnten, wie 
schon in früheren Zeiten, mehrfach eingehende Vorschläge 
gemacht, welche die Gemeinschaft der zivilisierten oder 
wenigstens der europäischen Staaten dauernd vor Störungen 
des Friedens sichern , meist auch dieselbe zu einer um- 
fassenderen positiven Wirksamkeit befähigen sollen: so von 
BlüNTSCHLI, von dem Schotten LORIMER, von dem Belgier 
Laveleve, dem Italiener Fiore, dem Russen Kama- 
rüwski, von dem jetzt entthronten Monarchen eines 
grossen ausser europäischen Staates. Alle diese Projekte 
gehen darauf hinaus, über den Gliedern der Völkerrechts- 
gemeinschaft eine richterliche, beziehungsweise auch eine 
gesetzgeberische, Gewalt zu schaffen. Damit würde die 
bisherige Gemeinschaft souveräner Staaten nicht nur in 
Einzelheiten, sondern ihrem Wesen nach sich verändern, in 
einen Staatenbund oder Bundesstaat sich umwandeln. 
Solche föderative Gemeinwesen sind aber nach dem Zeugnis 
der Geschichte geeignet nur als Vereinigungen von Staaten 
gleicher Nationalität oder wenn wenigstens in ihnen eine 
nationale Gemeinsamkeit voraussichtlich leicht sich bilden wird. 
So lange hingegen die verschiedenen Nationalitäten und 
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nationalen Staaten in wesentlich ungebrochener Kraft neben 
einander bestehen, werden sie, ungeachtet weitgehender 
Gleichartigkeit ihrer Kultur, einem höheren Gemeinwesen 
sich nicht einfügen. Und so wird noch für unabsehbare 
Zeit die Ordnung der gegenseitigen Beziehungen der zivilisierten 
Staaten, wenn auch allmählich sich fortentwickelnd und ver- 
vollkommnend, den bisherigen Grundcharakter bewahren. 
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Druck von Anton Schreiber, Breslau. 
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